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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droits fondamentaux

Die Autorinnen und Autoren der VOX-Analyse zur eidgenössischen Abstimmung vom 7.
März 2021 über die Volksinitiative «Ja zum Verhüllungsverbot» kamen zum Schluss,
dass das Abstimmungsergebnis – eine knappe Zustimmung zur Initiative mit 51.2
Prozent – infolge einer starken links-rechts-Polarisierung zustande gekommen war.
Wenig überraschend war die Unterstützung mit rund 88 Prozent unter den
Sympathisierenden der SVP gross. Allerdings stimmten auch die Sympathisierenden der
Mitte und der FDP entgegen den Parteiparolen mit 60 respektive 58 Prozent
mehrheitlich ja. Die Sympathisierenden der GLP (36% Ja), der SP (24% Ja) und der
Grünen (16% Ja) lehnten die Initiative hingegen deutlich ab.

Als Motive der Ja-Stimmenden identifizierte die Studie den Schutz von Schweizer
Werten und Kultur, die Stärkung von Frauenrechten sowie Sicherheitsaspekte in Bezug
auf Extremismus und Hooliganismus. Die Schweizer Werte, Kultur und Identität wurden
dabei als Hauptmotive genannt. Für die Nein-Stimmenden hatten als Motive die Zweifel
an der Wirksamkeit der Initiative und ihre als diskriminierend empfundene Absicht
überwogen. Hinzu kamen Bedenken hinsichtlich der Einmischung in fremde Kulturen
und der Einschränkung der Selbstbestimmung von Frauen. 

Wie schon im Abstimmungskampf wurden Frauenrechte von beiden Seiten als
Argument angeführt, einfach jeweils umgekehrt ausgelegt. Die Studie betonte jedoch,
dass der Stimmentscheid inhaltlich stark fundiert gewesen sei, so hätten 85 Prozent der
Stimmenden entsprechend ihrer argumentativen Haltung (Zustimmung zu den
jeweiligen Pro-/Kontraargumenten) gestimmt. Das Pro-Argument, wonach es zur
Schweizer Kultur gehöre, das Gesicht zu zeigen, verfing am stärksten; selbst bei den
Nein-Stimmenden war die Zustimmung (72%) dazu hoch. Während Ja-Stimmende dem
Argument, dass die Verhüllung mit Burka und Niqab frauenfeindlich sei, mit rund 84
Prozent deutlich zustimmten, waren nur 42 Prozent der Nein-Stimmenden mit dieser
Aussage einverstanden. Am stärksten polarisierte das Argument, das Verhüllungsverbot
werde vor Terrorismus und Straftaten durch Vermummte schützen. Dies wurde von 84
Prozent der Ja-Stimmenden unterstützt und von 67 Prozent der Nein-Stimmenden
abgelehnt. Die Nein-Stimmenden waren im Gegenzug mit 89 Prozent stark davon
überzeugt, dass die Initiative Symbolpolitik auf Kosten einer kleinen Minderheit
betreibe.  

Überdies war die Zustimmung zur Initiative vom Vertrauen in Frauenrechts- und
muslimische Organisationen abhängig. Je geringer das Vertrauen der Stimmenden in
deren Vertreterinnen und Vertreter war, desto eher stimmten sie dem
Verhüllungsverbot zu. Die Religionszugehörigkeit spielte ebenfalls eine zentrale Rolle.
Personen mit christlicher Konfession stimmten mehrheitlich für die Initiative, während
Personen ohne religiöse Bindung sich mehrheitlich dagegen aussprachen.
Andersgläubige stimmten der Initiative mit 51 Prozent knapp zu. Eine detailliertere
Auswertung – beispielsweise zum Stimmverhalten von Musliminnen und Muslimen –
liess die zu geringe Anzahl von entsprechenden Befragten nicht zu. Die Analyse ergab
ausserdem, dass ältere Menschen tendenziell häufiger zustimmten, während jüngere
Menschen das Verhüllungsverbot am deutlichsten ablehnten. Ebenfalls deutlich war der
Geschlechterunterschied: Frauen (56% Nein) lehnten die Initiative im Vergleich zu
Männern (58% Ja) stärker ab. Des Weiteren zeigte sich, dass Personen mit einem
Hochschulabschluss die Initiative tendenziell ablehnten, während Personen aller
anderen Bildungsgruppen mehrheitlich Ja stimmten. 1

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.04.2021
LUKAS LÜTOLF
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Politique sociale

Groupes sociaux

Groupes sociaux

Der Schweizerische Nationalfonds schrieb zwei neue Forschungsprogramme aus, die
sich mit sozialen Gruppierungen und deren Zusammenleben befassen. Das NFP 51
„Integration und Ausschluss“ soll der Frage nachgehen, wie Normen entstehen und
wann sie zu Integration bzw. Ausschluss führen. Die Arbeiten gliedern sich in die
Bereiche Sozial- und Fürsorgewesen, Erziehung und Bildung, Gesundheitspolitik und
Rechtssystem. Mit dem NFP 52 „Kindheit, Jugend und Generationenbeziehungen im
gesellschaftlichen Wandel“ sollen neue Erkenntnisse über die Lebensumstände und
Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen gewonnen werden. Die Hälfte der Gelder
wird für den Forschungsschwerpunkt „Familie und familienergänzende Systeme“
ausgegeben. Von den Ergebnissen erwartet man praxisnahe Vorschläge, um die
familienergänzenden Infrastrukturen auf allen Ebenen zu stärken. 2

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.08.2002
MARIANNE BENTELI

Politique à l'égard des étrangers

Das Statistische Amt des Kantons Tessin präsentierte eine breit angelegte Studie über
die Situation der Grenzgänger aus dem nahen Italien. Sie behandelt nicht nur
wirtschaftliche Aspekte, sondern widmet sich auch ausführlicher als andere bisher
erschienene Publikationen den soziologischen Begleiterscheinungen der täglichen
Migration. Von 1990 bis 1996 schrumpfte die Zahl der "frontalieri" von 40 692 auf
30 829 Personen. Die Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes bezeichneten denn auch
viele Grenzgänger als ihre grösste Sorge. Diese wird dadurch verstärkt, dass die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Italien in zwei sozialstaatlichen Systemen
leben. Sie entrichten die regulären Beiträge an die schweizerische
Arbeitslosenversicherung, erhalten bei Arbeitslosigkeit aber nur gerade 30 000 Lire
(rund 30 Fr.) pro Tag vom italienischen Staat, obgleich die Schweiz sämtliche von den
Grenzgängern in die Arbeitslosenversicherung einbezahlten Gelder nach Rom
überweist. Entgegen landläufigen Einschätzungen erklärte eine Mehrheit der
"frontalieri", sich in der Schweiz wohlgelitten und integriert zu fühlen. Gemäss dem
Autor der Studie steigt die gesellschaftliche Eingliederung proportional zum Grad der
beruflichen Qualifikation. Einen diesbezüglich hohen Grad hätten Pendler vorab im
Tessiner Gesundheitswesen erreicht, wo sich bereits jetzt die Arbeitssituation der
Zukunft in einem Europa der Regionen abbilde. Hier seien Grenzgänger und
Grenzgängerinnen nicht mehr nur billige Arbeitskräfte, sondern eine echte Konkurrenz
für einheimisches Personal. 3

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 06.12.1996
MARIANNE BENTELI

Seit 1980 ist die Zahl der ausländischen Kinder und Jugendlichen in der Schweiz
kontinuierlich gestiegen. Vermehrt finden sie sich jedoch am Ende ihrer Schulzeit in
Schultypen wieder, die ihnen den Zugang zu einer anspruchsvollen Ausbildung
erschweren. Gemäss einem Bericht des Bundesamtes für Statistik (BFS) mussten sich
1995/96 52% aller ausländischen Jugendlichen auf der Sekundarstufe I mit einer Schule
mit Grundansprüchen begnügen (1980/81: 45%). Schweizer Kinder hingegen besuchten
im gleichen Zeitraum anteilmässig immer weniger die Realschule (1980/81: 35%;
1995/96: 27%). Die Daten des BFS zeigten, dass Schülerinnen und Schüler aus neuen
Einwanderungsnationen (ex-Jugoslawien, Portugal und Türkei) im Bildungswesen
eindeutig schlechter abschneiden, als die Kinder der deutlich früher eingewanderten
Italiener und Spanier. 4

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Ein Bericht des Seco versuchte, die weit verbreitete Furcht zu zerstreuen, wonach es
auf dem Arbeitsmarkt wegen dem bilateralen Abkommen zu einer Verdrängung der
inländischen Erwerbsbevölkerung durch eine verstärkte Zuwanderung kommt. Die
Nettozuwanderung liegt demnach seit 2002 etwa in der Höhe der beiden Jahre vor der
Arbeitsmarktöffnung. Es kamen zwar deutlich mehr Arbeitskräfte aus den neuen EU-
Staaten, doch wanderten im Gegenzug bedeutend weniger Personen von ausserhalb der
EU/EFTA zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ein. Die Ausländer verdrängten also nicht
die Schweizer, sondern andere einwanderungswillige Ausländer. Entschärfend dürfte
aber auch der Konjunkturaufschwung ab 2004 gewirkt haben. 5

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.06.2007
MARIANNE BENTELI
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Une étude de l’OCDE parue en février a analysé l’intégration des immigrés sur le
marché du travail suisse. L’OCDE a salué la bonne intégration des migrants en Suisse.
Selon l’étude, cette réussite est due à la fois à la bonne situation du marché du travail
en Suisse, et aussi à l’origine des migrants qui sont principalement des personnes à
hauts revenus et originaires des pays de l’OCDE. Dans les manquements, l’analyse a
relevé une mauvaise intégration des femmes avec de jeunes enfants et des migrants
humanitaires. De plus, les enfants d’immigrés font souvent face d’abord à des
difficultés scolaires dues à une scolarisation relativement tardive, puis ensuite à
d’importantes discriminations à l’embauche. L’étude de l’OCDE confirme ainsi la
volonté du gouvernement, exprimée en 2011, de renforcer les dispositions pour
l’intégration. 6

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 14.02.2012
EMILIA PASQUIER

Politique d'asile

Seit 2002 besteht zwischen Bund und Kantonen eine Zusammenarbeit zum Thema
„Controlling der Integration von Flüchtlingen“. Im April wurde der Schlussbericht
veröffentlicht. Die gesammelten Daten, die einerseits auf der Befragung der Flüchtlinge
und andererseits auf Aussagen der Sozialbehörden beruhen, beschlugen die
Schwerpunktthemen berufliche Integration und Ausbildung, soziale Integration,
Gesundheit und Spracherwerb. In der Studie wurde die Flüchtlingsbevölkerung zu drei
verschiedenen Zeitpunkten beobachtet: Bei der Eröffnung des positiven
Asylentscheids, ein Jahr später sowie fünf Jahre nach der Einreise in die Schweiz. Dank
dieser Differenzierung nach Zeitpunkten konnte aufgezeigt werden, dass die
Aufenthaltsdauer in der Schweiz beträchtliche Auswirkungen auf die Integration der
Flüchtlinge hat. Rund zwei Drittel von ihnen unterhalten regelmässigen Kontakt zur
schweizerischen Wohnbevölkerung. Die Bereitschaft zum Spracherwerb und zum
Besuch von Ausbildungsveranstaltungen nimmt insbesondere nach einem positiven
Asylentscheid zu, wobei die Sprachkompetenz der Männer im Allgemeinen höher liegt
als jene der Frauen. Die finanzielle Abhängigkeit der Flüchtlinge von der Sozialhilfe
nimmt im Lauf der Zeit bei einigen deutlich zu, bei anderen nimmt sie ab. 7

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 22.04.2008
MARIANNE BENTELI

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Ecoles obligatoires

Im Frühling 2021 publizierte das BFS erstmals eine Statistik zu den Wiederholungen von
Schülerinnen und Schülern im 3. bis 8. Jahr der Primarstufe – also von der ersten bis
zur sechsten Klasse, da die beiden Kindergartenjahre ebenfalls zur Primarstufe gezählt
werden. Die Studie belegte, dass es im Allgemeinen nur sehr wenige Wiederholungen
auf dieser Stufe gibt; im Durchschnitt müssen jedes Jahr nur 1.3 Prozent der Lernenden
eine Klasse wiederholen. Es bestehen jedoch Unterschiede bezüglich des Geschlechts,
der Region und vor allem bezüglich der Migrationskategorie sowie des sozialen
Hintergrundes. Währenddem 2.8 Prozent der Kinder, die nach ihrem 6. Lebensjahr in
die Schweiz eingewandert sind, auf der Primarstufe mindestens einmal eine Klasse
wiederholen müssen, beläuft sich diese Zahl bei Kindern, die in der Schweiz geboren
sind, auf lediglich 1.1 Prozent. Hinsichtlich des Bildungsniveaus der Eltern hielt die
Studie fest, dass Kinder mit Eltern ohne nachobligatorischen Bildungsabschluss dreimal
häufiger repetieren müssen als Kinder, bei denen mindestens ein Elternteil über einen
Hochschulabschluss verfügt (2.1 Prozent versus 0.7 Prozent). 8

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 22.04.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Culture, langues, églises

Langues

Obwohl der Ausländeranteil zwischen 1990 und 2000 von 18,1 Prozent auf 20,5 Prozent
zugenommen hat, blieb der Anteil der Nicht-Landessprachen konstant (8,9% resp.
9,0%), wobei sich allerdings deren Zusammensetzung stark veränderte. Das
Serbokroatische behauptete seine Stellung als «4. Landessprache», während
Portugiesisch, Spanisch und Türkisch von Albanisch überflügelt wurden. Prozentual
stark zugenommen haben auch Russisch sowie afrikanische und übrige Sprachen. Als
zentralen Trend der 90er Jahre bezeichnete das BFS die deutliche Verbesserung der
sprachlichen Integration der Ausländerinnen und Ausländer: 62,3 Prozent (1990:
56,7%) gaben als Hauptsprache eine der Schweizer Landessprachen an. Sowohl bei der
ersten wie bei der zweiten Generation von Zuwanderern lag 2000 der Anteil jener, die
eine Landessprache als Hauptsprache angaben, je nach Herkunft um 10 bis 35 Prozent
höher als 1990. 9

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 20.12.2002
MARIANNE BENTELI
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